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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Bereits im Vorjahr hatte die Kommission für Soziale Sicherheit und Gesundheit des
Nationalrats (SGK-N) zwei ähnlich lautenden parlamentarischen Initiativen der
Sozialdemokratischen (11.473) und der FDP-Liberalen (12.446) Fraktion zur raschen
Einführung eines wirksamen Risikoausgleichs Folge gegeben. Im Januar des
Berichtsjahres stimmte auch ihre ständerätliche Schwesterkommission zu. Konkret wird
ein verfeinerter Risikoausgleich zwischen den Krankenkassen zur Eindämmung der Jagd
nach guten Risiken gefordert, wie er als Teil der 2012 an der Urne gescheiterten
Managed-Care-Vorlage unbestritten gewesen war. Dabei soll die Festlegung der
geeigneten Indikatoren dem Bundesrat überlassen werden. Im Dezember beriet der
Nationalrat die Initiativen als Erstrat in einer ausführlichen Debatte. Die Befürworter
argumentierten, der aktuelle Risikoausgleich sei ungenügend, weshalb sich die
Kosteneinsparungsbemühungen der Kassen auf Risikoselektion konzentrierten, anstatt
darauf, mit den Leistungserbringern effiziente Behandlungslösungen auszuhandeln.
Dies stehe dem eigentlich beabsichtigten Markt zwischen den Versicherern entgegen,
verteuere das gesamte System und laufe dem Solidaritätsgedanken in der
Krankenversicherung zuwider. Ein besserer Risikoausgleich könne ein solches Verhalten
einschränken, wenn auch nicht völlig unterbinden. Eine Minderheit Bortoluzzi (svp, ZH)
beantragte Nichteintreten. Der verfeinerte Risikoausgleich sei als Teil des Managed-
Care-Pakets vom Volk abgelehnt worden und solle daher nicht wieder aufgegriffen
werden. Die Wirksamkeit der 2012 eingeführten Berücksichtigung früherer
Spitalaufenthalte zur Einschätzung des Krankheitsrisikos sei noch nicht eruiert, die
Erfassung generiere bei den Versicherern einen erheblichen Verwaltungsaufwand und
eine Anpassung ändere nichts an der starken Mengenausdehnung, welche das
Hauptproblem des Krankenversicherungswesens sei, so die Minderheit. Nur eine
konsequente Marktlösung könne Verbesserungen bringen, der Markt werde jedoch mit
einem stärkeren Risikoausgleich gar noch eingeschränkt. Unterstützung fand diese
Minderheit nur von der SVP-Fraktion. Der Rat beschloss denn auch mit grosser
Mehrheit, auf die Vorlage einzutreten. In der Detailberatung verlangte eine Minderheit
Bortoluzzi, unterstützt von der SVP, der FDP und der Hälfte der CVP, der Bundesrat
habe eine Entwicklung von einem Risiko- zu einem Kostenausgleich zu verhindern. Er
solle zur Entwicklung der Indikatoren für ein erhöhtes Krankheitsrisiko mit den
Versicherern zusammenarbeiten und die Indikatoren einzeln einer Wirkungsanalyse
unterziehen. Die Kommissionsmehrheit sah diese Elemente als selbstverständlich an
und betonte, sie würden bei einer expliziten Festschreibung im Gesetz einen
Fremdkörper darstellen und bei der Umsetzung für Verwirrung sorgen. Der Rat folgte
jedoch mit 95 zu 89 Stimmen knapp der Minderheit. In der Gesamtabstimmung nahm er
den Entwurf mit 137 zu 35 Stimmen bei 17 Enthaltungen an, wobei alle Nein-Stimmen
und Enthaltungen auf Mitglieder der SVP-Fraktion entfielen. Die ständerätliche
Beratung stand im Berichtsjahr noch aus. 1
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1) BBl, 2013, S. 7801 ff.; AB NR, 2013, S. 1987 ff.
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